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Einleitung 

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich mit der Staatsangehörigkeit des 
Bundes und der Länder. Gegenstand der Arbeit ist damit ein Teilbereich aus 
dem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht. Staatsangehörigkeitsfragen  haben 
zwar im Staatsrecht der Bundesrepublik stets eine große Rolle gespielt. Im 
Mittelpunkt der Diskussion stand aber vor allem die Frage nach dem Weiterbeste-
hen der übergreifenden  deutschen Staatsangehörigkeit — ein Problem, welches 
sich vor dem Hintergrund der wechselvollen historisch-politischen Ereignisse 
immer wieder von neuem stellte. Bundes- und Landesangehörigkeit wurden 
demgegenüber — wenn überhaupt — nur peripher betrachtet. Ihre verfassungs-
rechtlichen Grundlagen und Grenzen sind noch immer weitgehend ungeklärt. 

Die Untersuchung w i l l dieses Anliegen unter der Fragestellung verfolgen, ob, 
wie und mit welcher Bedeutung die bisher zu wenig beachtete Staatsangehörigkeit 
des Bundes und der Länder im Rechtssystem der Bundesrepublik Anwendung 
finden kann. Dazu ist eine eingehende Auseinandersetzung mit den staatsangehö-
rigkeitsrechtlichen Normen des Grundgesetzes erforderlich.  In besonderer Weise 
trifft  das auf die Art. 73 Zif f .  2 und 74 Zif f .  8 GG zu, in denen Bundes- und 
Landesangehörigkeit verfassungsrechtlichen  Anklang gefunden haben. Im Rah-
men dieser Auseinandersetzung soll vor allem das Verhältnis zur deutschen 
Staatsangehörigkeit geklärt werden. M i t Hil fe der dabei gewonnenen Erkenntnis-
se geht es ferner  um die Frage, ob Bundes- und Landesangehörigkeit zur Lösung 
deutsch-deutscher Staatsangehörigkeitsprobleme beitragen können. Bekanntlich 
ist die gegenwärtige Entwicklung in den Beziehungen beider deutscher Staaten 
zueinander in Fragen der Staatsangehörigkeit durch entgegengesetzte Grundposi-
tionen gekennzeichnet. Während Bundesregierung und Bundesverfassungsge-
richt unter Hinweis auf Art. 16 Abs. 1 und 116 GG an der einheitlichen deutschen 
Staatsangehörigkeit festhalten 1, sieht die DDR darin einen Affront  gegen ihre 
Staatlichkeit und fordert  die Änderung des bundesdeutschen Staatsangehö-
rigkeitsrechts 2. 

Der Gang der Arbeit ist folgender:  U m die Untersuchung auf ein sicheres 
Fundament zu stützen, werden zunächst die wesentlichen Grundlagen der Staats-
angehörigkeit erörtert (Erster Teil). Danach sollen die historischen Entwicklungs-

1 Jetzt besonders deutlich — auch zum Standpunkt der Bundesregierung — der 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts  im Fall Teso, BVerfG JZ 43 (1988), S. 144 
(146 ff.)  = DVB1. 103 (1988), S. 279 (281 ff.). 

2 s. dazu insb. die Geraer Forderungen des DDR-Staatsratsvorsitzenden Honecker, 
abgedr. im Zentralorgan Neues Deutschland vom 14. 10. 1980, S. 4. 

2 Thedieck 
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tendenzen der Staatsangehörigkeiten in Deutschland aufgezeigt werden (zweiter 
Teil). Im Anschluß daran stehen die rechtlichen Grundlagen und Grenzen der 
Bundesangehörigkeit im Vordergrund der Betrachtung (Dritter Teil). In diesem 
Zusammenhang wi rd zunächst der gegenwärtige Zustand der Bundesangehörig-
keit analysiert und das Verhältnis zur deutschen Staatsangehörigkeit erörtert. In 
einem weiteren Schritt soll der gesetzgeberische Gestaltungsspielraum über die 
Bundesangehörigkeit im Hinbl ick auf Art. 73 Zif f .  2 GG herausgestellt werden. 
A u f diesen Grundlagen ist dann nach der möglichen Bedeutung der Bundesange-
hörigkeit in der Rechsordnung der Bundesrepublik zu fragen. Im Rahmen dieser 
Erörterungen sollen auch Völker- und besatzungsrechtliche Aspekte angemessen 
Berücksichtigung finden. Daran anschließend wird die Landesangehörigkeit — 
parallel zur Bundesangehörigkeit — auf ihren gegenwärtigen rechtlichen Zu-
stand, ihre Regelungsmöglichkeit nach Art. 74 Zif f .  8 GG sowie auf ihren mögl i-
chen Anwendungsbereich untersucht (Vierter Teil). A u f dem Hintergrund der 
gewonnenen Erkenntnisse sind schließlich die rechtspolitischen Konsequenzen 
einer Akt ivierung der Bundes- und Landesangehörigkeit im Hinbl ick auf das 
deutsch-deutsche Staatsangehörigkeitsrecht zu ziehen (Fünfter Teil). In diesem 
Zusammenhang setzt sich die Arbeit mit verschiedenen Gestaltungsmodellen 
auseinander. Eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse schließt die 
Betrachtung ab. 



Erster  Teil 

Begriffliche  und strukturelle Grundlagen 
der Staatsangehörigkeit 

Wer sich der rechtlichen Analyse der Bundes- und Landesangehörigkeit zu-
wendet, hat es mit der Frage der Staatsangehörigkeit zu tun, und zwar auf 
verschiedenen Ebenen der Staatlichkeit in der Bundesrepublik Deutschland. Um 
dieses Vorhaben auf eine tragfähige Grundlage zu stellen, erweist es sich als 
erforderlich,  zunächst den Begriff  und die rechtliche Struktur der Staatsangehö-
rigkeit zu bestimmen. Obwohl diesem Rechtsinstitut in den Rechtsordnungen 
fast aller Staaten die Bedeutung einer wichtigen „Weiche" zukommt, die zwi-
schen den Angehörigen und den Fremden unterscheidet und von dieser Differen-
zierung erhebliche Rechtsfolgen abhängig macht1 , ist die rechtliche Qualifizie-
rung der Staatsangehörigkeit nicht unumstritten. Die Klärung des Begriffs  führt 
in die Grundlagen des Staatsrechts, die sich mit der Entstehung und den existen-
tiellen Voraussetzungen des Staatswesens auseinandersetzen. 

§ 1 Das Verhältnis von Staat, Staatsvolk und Staatsangehörigkeit 

1. Staatsangehörigkeit und Staat 

Ausgangspunkt für die nähere rechtliche Betrachtung der Staatsangehörigkeit 
muß die bereits vom Wortlaut her nahegelegte Erkenntnis sein, daß die Staatsan-
gehörigkeit untrennbar mit dem Staat verbunden ist2 . Die Staatsangehörigkeit 
ordnet zu. Subjekte der Zuordnung sind der Staat und die einzelne natürliche 
Person3. Der Wegfall des Zuordnungssubjekts Staat führt  zwangsweise auch 
zum Wegfall der Zuordnung selbst4. Ohne Staat kann es deshalb keine Angehö-

1 Grundlegend zur Staatsangehörigkeit immer noch Makarov,  Alexander N., Allgemeine 
Lehren des Staatsangehörigkeitsrechts, 2. Auflage, Stuttgart 1962, hier S. 1; s. ferner  Grawert, 
Rolf, Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft,  Der Staat 23 (1984), S. 179 - 204 (182) u. 
v. Mangoldt,  Hans, Anerkennung der Staatsangehörigkeit und effektive  Staatsangehörigkeit 
natürlicher Personen im Völkerrecht und im Internationalen Privatrecht, in: Berichte der 
Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht, Heft 29 (1988), S. 37 - 97 (40). 

2 Makarov , ebd., S. 31; Böckenförde,  Ernst-Wolfgang, Die Teilung Deutschlands und die 
deutsche Staatsangehörigkeit, FG C. Schmitt, Zweiter Teilbd., Berlin 1968, S. 423 - 463 
(430); Grawert,  ebd., S. 179 (183). 

3 Geiger,  Rudolf, Grundgesetz und Völkerrecht, München 1985, § 56 I (S. 269); zur histori-
schen Entwicklung der Einzelbezogenheiten s. Grawert,  Rolf, Staat und Staatsangehörigkeit, 
Berlin 1973, S. 217. 

τ 




